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Bei der Prüfung von Zusammenschlüssen und in den meisten Kartellfällen müssen für die Abgrenzung der relevanten Märkte

die Bereiche bzw. Gebiete ermittelt werden, in denen Unternehmen miteinander im Wettbewerb stehen (vgl. PM EU-Kommis-

sion – Vertretung in Deutschland – vom 8.2.2024). Die Europäische Kommission hat eine überarbeitete Bekanntmachung über

die Abgrenzung des relevanten Marktes angenommen. Die für Wettbewerbspolitik zuständige Exekutiv-Vizepräsidentin Mar-

grethe Vestager wies darauf hin, dass die Kommission mit der Überarbeitung neue Marktgegebenheiten wie die Digitalisierung

und den zunehmend vernetzten und globalisierten Handel berücksichtige. „Die Märkte verändern sich rasch, und wir müssen

sicherstellen, dass unsere Orientierungshilfen weiterhin ihren Zweck erfüllen und bei technologischen Fortschritten wirksam

bleiben. Die überarbeitete Bekanntmachung wird mehr Transparenz und Rechtssicherheit für alle Interessenträger bieten.“ Die

überarbeitete Bekanntmachung trage den neuen Marktgegebenheiten Rechnung wie auch den Entwicklungen in der Be-

schlusspraxis der Kommission und in der EU-Rechtsprechung. Sie werde für mehr Transparenz und Rechtssicherheit für Unter-

nehmen sorgen, die Einhaltung der Vorschriften erleichtern und zu einer effizienteren Durchsetzung des Wettbewerbsrechts

beitragen. Die überarbeitete Bekanntmachung über die Marktabgrenzung enthalte erweiterte und aktualisierte Erläuterungen

des Ansatzes der Kommission für die Marktabgrenzung. Sie gebe Aufschluss über Grundsätze, Methoden, Rechtsprechung und

bewährte Verfahren für die Abgrenzung von Märkten in Kartell- und Fusionskontrollsachen, die den neueren Entwicklungen

Rechnung tragen. In der Bekanntmachung werde darauf hingewiesen, dass die Marktabgrenzung ein Zwischenschritt ist, der

für die wettbewerbsrechtliche Würdigung erforderlich ist. Dabei werde jede Art von relevantem Wettbewerbsdruck untersucht,

dem die beteiligten Unternehmen auf den sachlich und räumlich relevanten Märkten ausgesetzt sind. Dies könnte auch eine

Beurteilung der Schranken für den Marktzutritt oder die Expansion, der Auswirkungen von Skaleneffekten (auch solcher, die

aus Tätigkeiten außerhalb des jeweiligen Marktes resultieren) oder von Netzwerkeffekten, des Zugangs zu bestimmten Vermö-

genswerten und Vorleistungen sowie der Produktdifferenzierung umfassen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Inkreal – Zur Zulässigkeit einer Ge-

richtsstandsvereinbarung

Art. 25 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012

des Europäischen Parlaments und des Rates vom

12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zustän-

digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung

von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen

ist dahin auszulegen, dass eine Gerichtsstands-

vereinbarung, mit der die in demselben Mitglied-

staat ansässigen Parteien eines Vertrags die Zu-

ständigkeit der Gerichte eines anderen Mitglied-

staats für Rechtsstreitigkeiten aus diesemVertrag

vereinbaren, unter diese Bestimmung fällt, auch

wenn der Vertrag keine weitere Verbindung zu

diesemanderenMitgliedstaat aufweist.

EuGH, Urteil vom 8.2.2024 – C-566/22
(Tenor)
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EuG: Beschluss des Präsidenten des Ge-

richts in Rs. T-1077/23 R Bytedance/Kom-

mission

Der Antrag von ByteDance (TikTok) auf Ausset-

zung des Beschlusses der Kommission, mit dem

ByteDance als Torwächter benannt wird, wird

zurückgewiesen.

ByteDance hat die Dringlichkeit einer vorläufigen

Entscheidung zur Verhinderung eines schweren

und nicht wiedergutzumachenden Schadens

nicht dargetan.

Die ByteDance Ltd ist eine 2012 in China ge-

gründete nicht operative Holdinggesellschaft,

die über lokale Tochtergesellschaften die Unter-

haltungsplattform TikTok bereitstellt.

Mit Beschluss vom 5.9.2023 benannte die Kom-

mission ByteDance als Torwächter gemäß der

Verordnung über digitale Märkte.

Im November 2023 erhob ByteDance Klage auf

Nichtigerklärung dieses Beschlusses. Mit geson-

dertem Schriftsatz hat sie einen Antrag auf vor-

läufigen Rechtsschutz gestellt, mit dem sie die

Aussetzung des Kommissionsbeschlusses be-

gehrt. Mit seinem heutigen Beschluss weis3t der

Präsident des Gerichts den Antrag von Byte-

Dance auf vorläufigen Rechtsschutz zurück.

ByteDancehatdanachnichtdargetan,dasseserfor-

derlich wäre, den streitigen Beschluss bis zum Ab-

schluss des Verfahrens zur Hauptsache auszuset-

zen,umzuverhindern,dass sieeinenschwerenund

nichtwiedergutzumachendenSchadenerleidet.

ByteDance machte u. a. geltend, dass bei soforti-

ger Durchführung des streitigen Beschlusses die

Gefahr bestehe, dass sonst nicht öffentliche,

hochstrategische Informationen über die Prakti-

ken von TikTok bei der Erstellung von Nutzerpro-

filen verbreitet würden. Diese Informationen

würden es, so ByteDance, den Wettbewerbern

von TikTok und sonstigen Dritten ermöglichen,

über die TikTok betreffenden Geschäftsstrate-

gien in einer Weise informiert zu sein, die ihren

Tätigkeiten erheblich abträglich wäre. Ausweis-

lich des heutigen Beschlusses hat ByteDance je-

doch weder das Bestehen einer tatsächlichen

Gefahr der Verbreitung vertraulicher Informatio-

nen noch einen etwaigen schweren und nicht

wiedergutzumachenden Schaden infolge einer

solchen Gefahr dargetan.

EuG, Beschluss vom 9.2.2024 – T-1077/23 R

(EuGH, PM Nr. 28/24 vom 9.2.2024)

OLG Köln: Drittlandübermittlung

1. Ein Unterlassungsantrag, der losgelöst von

der konkreten Verletzungsform auf ein allgemei-

nes Verbot der Übermittlung sogenannter Posi-

tivdaten von Mobilfunknutzern an Wirtschafts-

auskunfteien gerichtet ist, erweist sich als zu

weitgehend, da jedenfalls nicht ausgeschlossen

werden kann, dass eine Datenübermittlung aus

Gründen der Betrugsprävention bei daten-

schutzkonformer Ausgestaltung des Prozesses

im berechtigten Interesse des Verantwortlichen

im Sinne von Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz 1 lit. f

DSGVO liegen kann.

2. Datenschutzhinweise, die in Erfüllung der sich

aus Art. 13 und 14 DSGVO ergebenden Informa-

tionspflichten erfolgen und nicht zum Gegen-

stand einer vorformulierten Einwilligungserklä-

rung gemacht werden, stellen keine Allgemei-

nen Geschäftsbedingungen dar.

3. Ein auf § 25 TTDSG gestützter und auf die

konkrete Verletzungsform bezogener Antrag

kann gleichwohl wegen zu weiter Fassung unbe-

gründet sein, wenn dem Anbieter der Teleme-

dien durch Formulierungen im abstrakten Teil

des Antrags eine bestimmte Gestaltung des

Cookie-Banners bzw. des „Ablehnen“-Buttons

aufgegeben wird.

4. Klauseln zu den Themen „Analytische Coo-

kies“ und „Marketing-Cookies“ in den Daten-

schutzhinweisen, die in die vorformulierte Ein-

willigungserklärung auf dem Cookie-Banner ein-

bezogen werden, dienen der Einholung der Ein-

willigung von Besuchern der Webseite zum

Setzen bestimmter Cookies und zur Datenverar-

beitung und nehmen von daher am Rechts-
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